
Satzung PREMAnet e.V., Bonn
§ 1 
Name und Sitz

(1) Der Verein trägt den Namen „PREMAnet“ und führt nach seiner Eintragung in das Vereinsregister den Zusatz "e.V.".

(2) Der Verein hat seinen Sitz in Bonn.

(3) Gerichtsstand ist Bonn.

(4) Der Verein soll in das Vereinsregister beim Amtsgericht Bonn eingetragen werden. 

(5) Geschäftsjahr ist das Kalenderjahr.

§2 
Zweck

(1) Zweck des Vereins ist die Förderung der Bildung und Erziehung zum Umwelt- und Ressourcenschutz sowie im Bereich der Entwicklungshilfe durch ökonomisch effizientes, sozial- und umweltverträgliches Wirtschaften weltweit.
(2) 
Der Satzungszweck wird insbesondere durch folgende Maßnahmen verwirklicht:

· Informationstausch zwischen Interessenten und Anwendern des Konzeptes Profitables Umweltmanagement (PRUMA), z.B. durch elektronischen Newsletter;
· Beratung und Unterstützung bei der Planung und Durchführung von PRUMA-Trainings in Entwicklungs- und Transformationsländern sowie Europa;

· Vermittlung und Ausbildung qualifizierter Trainer zur Durchführung von PRUMA-Trainings;
· Vorträge, Seminare und Trainings zu PRUMA in Entwicklungs- und Transformationsländern sowie Europa;
· Information einschlägiger nationaler und internationaler Fachkreise und der interessierten entwicklungs- und umweltpolitischen Öffentlichkeit, z.B. durch Publikationen und Internet-Forum; 
· Pflege und Bereitstellung von Materialien;

· Weiterentwicklung des PRUMA-Konzeptes, das den in Anhang I aufgeführten Charakteristika entspricht.  
(3) PREMAnet e.V. wird sich zur Erfüllung seiner Aufgaben Hilfspersonen im Sinne von § 57 Abs. 1 Satz 2 AO bedienen, soweit er die Aufgaben nicht selbst wahrnimmt. 
§3 
Gemeinnützigkeit

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. 
(2) Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke.

(3) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke verwendet werden. Die Mitglieder erhalten keine Zuwendungen aus Mitteln des Vereins.
(4) Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind, oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütungen begünstigt werden.
(5) Der Verein darf Spendengelder einnehmen und ausgeben.

§ 4 
Mitgliedschaft

Mitglieder des Vereins können natürliche Personen ab dem 18. Lebensjahr (individuelle Mitglieder) sowie juristische Personen (institutionelle Mitglieder) werden. Mitglieder können aktiven und passiven Status haben. Die Mitgliedschaft wird beim Vorstand beantragt; dem Antrag ist eine schriftliche Unterstützung des Antrags von mindestens zwei weiteren Mitgliedern beizufügen, wovon mindestens eines ein als Trainer lizenziertes aktives Mitglied sein muss. Jeder gültige Antrag wird auf der Website des Vereins veröffentlicht. Einwände von anderen Mitgliedern können bis zu 1 Monat nach dem Einstellen auf der Website eingebracht werden. Der Vorstand entscheidet über gültige Aufnahmeanträge. Die Mitgliedsversammlung wird über die Neuaufnahme von Mitgliedern und Ablehnung von Mitgliedsanträgen informiert. Gegen eine ablehnende Entscheidung des Vorstands kann das beantragende Mitglied innerhalb eines Monats nach Zugang des Bescheids schriftlich Beschwerde beim Vorstand einlegen, über die von der nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung mit einfacher Mehrheit der anwesenden Mitglieder entschieden wird. Ein Anspruch auf Mitgliedschaft besteht nicht.
(1)
Aktive individuelle Mitglieder

Aktive individuelle Mitglieder sind stimmberechtigte Mitglieder. Aktive individuelle Mitglieder müssen an einem PRUMA®-Training teilgenommen haben (= Trainer in Ausbildung)  oder die für die Anwendung bzw. Schulung von Dritten für die Anwendung der Instrumente des Vereins erforderliche Qualifikation aufweisen (= lizenzierte Trainer). Diese Qualifikations-anforderungen werden der Satzung in Anhang II beigefügt. Sie können durch die Mitgliedsversammlung durch eine Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder verändert werden, wobei die anwesenden lizenzierten Trainer mit einfacher Mehrheit einer Änderung zustimmen müssen. 

 (2)
Aktive institutionelle Mitglieder

Aktive institutionelle Mitglieder sind stimmberechtigte Mitglieder. Aktive institutionelle Mitglieder müssen einen Kooperationsvertrag oder eine Kooperationsvereinbarung mit dem Verein abgeschlossen haben, der / die u.a. den Einsatz lizenzierter Trainer, die Nutzungs- und Markenrechte sowie die Abstimmung von Aktivitäten festlegt. Weitere inhaltliche Details für eine Kooperationsvereinbarung werden in einer Geschäftsordnung geregelt. Die Inhalte der Kooperationsvereinbarung können durch die Mitgliedsversammlung durch eine Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder geändert werden, wobei die als Trainer lizenzierten aktiven Mitglieder mit einfacher Mehrheit einer Änderung zustimmen müssen. 
Es sollen nicht mehr als 25 % der Gesamtzahl der aktiven Mitglieder institutionelle aktive Mitglieder sein. 

(3)
Passive Mitglieder

Passive Mitglieder sind Fördermitglieder und Ehrenmitglieder. Sie unterstützen die Ziele des Vereins durch die Mitgliedsbeiträge bzw. sonstige unterstützende Maßnahmen. Passive Mitglieder können sowohl natürliche als auch juristische Personen sein.

Fördermitglied kann werden, wer sich zum Vereinszweck bekennt und einen regelmäßigen finanziellen Beitrag leistet. Ehrenmitglied kann werden, wer sich für den Vereinszweck einsetzt.
Die aktive Mitgliedschaft kann in eine passive Mitgliedschaft umgewandelt werden, wenn das Mitglied nicht mehr die Anforderungen an die aktive Mitgliedschaft gemäß Anhang II zu dieser Satzung erfüllt  oder keine gültige Kooperationsvereinbarung vorliegt. Über die Umwandelung entscheidet der Vorstand auf schriftlichen Antrag des Mitglieds. 

§ 5 
Beendigung der Mitgliedschaft

Die Vereinsmitgliedschaft endet bei natürlichen Personen durch Tod, Kündigung oder durch Ausschluss aus dem Verein, bei juristischen Personen durch Insolvenz, Auflösung, Kündigung oder Austritt aus dem Verein. 

Die Wiederaufnahme ausgeschiedener Mitglieder ist möglich, wenn die Gründe für die Beendigung der Mitgliedschaft nicht mehr vorliegen.

§ 6 
Kündigung (Austritt)

Eine Kündigung bedarf der Schriftform und ist an ein Vorstandsmitglied zu richten. Eine Kündigung ist nur zum Schluss eines Kalenderjahres unter Einhaltung einer Kündigungsfrist von mindestens 3 Monaten zulässig. 

§ 7 
Ausschluss
Ein Ausschluss ist zulässig, wenn ein Vereinsmitglied wiederholt bestehende Verbindlichkeiten und Pflichten, z.B. Verstoß gegen die Vereinsinteressen, Beschädigung des Images des Vereins oder Verzug bei der Zahlung des Mitgliedsbeitrags, trotz zweifacher Mahnung nicht erfüllt. Zwischen den Mahnungen müssen wenigstens 4 Wochen liegen. 

Aktive Mitglieder können ferner ausgeschlossen werden, wenn bei Ihnen die Qualifikationsanforderungen gemäß Anhang II bzw. keine gültige Kooperationsvereinbarung mehr vorliegen. Der Ausschluss ist zulässig, wenn nach Aufforderung durch den Vorstand das Mitglied den Nachweis nicht erbracht hat, dass die Anforderungen des Anhangs II oder der Kooperationsvereinbarung sichergestellt sind. Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand mit einfacher Mehrheit. 

Der Ausschließungsbeschluss wird dem Mitglied durch den Vorstand schriftlich mitgeteilt und wird mit Zugang wirksam. Gegen den Beschluss kann das Mitglied innerhalb einer Frist von 2 Wochen nach Zugang  schriftlich Beschwerde beim Vorstand einlegen, über die von der nächsten ordentlichen Mitgliederversammlung entschieden wird. Die Mitgliederversammlung entscheidet über den Ausschluss mit einer Mehrheit von 2/3 der anwesenden Mitglieder, wobei die als Trainer lizenzierten anwesenden aktiven Mitglieder mit einfacher Mehrheit dem Ausschluss zustimmen müssen. Der Ausschluss wird wirksam mit Zugang der schriftlichen Mitteilung des Vorstandbeschlusses oder der Entscheidung der Mitgliederversammlung.

§ 8 
Mitgliedsbeitrag 

Von den aktiven Mitgliedern und Fördermitgliedern des Vereins wird ein jährlicher Mitgliedsbeitrag erhoben, der jeweils zum 01. März des Jahres fällig ist. Die Höhe wird von der Mitgliederversammlung festgelegt. 

Bei der Festlegung der Höhe können Kaufkraftaspekte in einzelnen Ländern im Ausnahmefall berücksichtigt werden.

Ehrenmitglieder müssen keinen Mitgliedsbeitrag entrichten. 

§ 9 
Rechte der Mitglieder

Alle Mitglieder des Vereins werden über Aktivitäten des Vereins und seiner Mitglieder informiert. 

Die aktiven individuellen Mitglieder sind berechtigt,  an Trainingskursen des Vereins teilzunehmen, um die für die Anwendung bzw. Schulung von Dritten für die Anwendung der Vereinsinstrumente erforderliche Qualifikation zu erwerben oder zu vervollständigen.

Darüber hinaus haben aktive individuelle Mitglieder das Recht auf Zugang zu den ihrer Qualifikation entsprechenden Arbeits-, Trainings- und Präsentationsmaterialien, ggfls. gegen Zahlung einer in der Gebührenordnung des Vereins festgelegten Schutzgebühr. 

Aktive individuelle Mitglieder können in den Publikationen des Vereins (z.B. Newsletter, Fallbeispiele, Trainerliste) und auf Internet-Seiten des Vereins über ihre praktischen Erfahrungen mit Profitablem Umweltmanagement berichten, sich über die entsprechenden Tätigkeiten anderer aktiver Mitglieder und die Anfragen von Interessenten informieren und sich mit anderen Mitgliedern und Dritten über ihre Erfahrungen austauschen.

Aktive Mitglieder haben gleiches Stimmrecht in der Mitgliederversammlung. 

§ 10 
Pflichten der Mitglieder

Die Mitglieder sollen sich aktiv am Erfahrungsaustausch beteiligen und den Verein bzw. die entsprechenden Organe rechtzeitig über geplante und durchgeführte eigene PRUMA- Aktivitäten informieren. 

Die Mitglieder haben die Pflicht, die Vereinsprinzipien zu achten und die Vereinsziele zu fördern.

Die Mitglieder haben ihre Mitgliedsbeiträge rechtzeitig zu entrichten.

§ 11 
Vereinsorgane 

Die Organe des Vereins sind: der Vorstand und die Mitgliederversammlung. 

Der Vorstand kann zur Ausführung seiner Beschlüsse eine/n Geschäftsführer/in ernennen.

§ 12 
Zusammensetzung des Vorstands

Der Vorstand im Sinne des § 26 BGB besteht aus fünf Personen: dem 1. und dem 2. Vorsitzenden, dem Kassenwart, dem Schriftführer und einem Vorstandsmitglied ohne feste Aufgaben.

Alle Vorstandsmitglieder müssen voll geschäftsfähig sein. 
Der Verein wird nach außen vertreten durch zumindest zwei Vorstandsmitglieder, von denen eines der 1. oder der 2. Vorsitzende sein muss.

§ 13
Amtszeit und Aufwandsentschädigung des Vorstands

Die Vorstandsmitglieder werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren gewählt. Jedes Vorstandsmitglied ist einzeln zu wählen. Wählbar sind nur aktive individuelle Vereinsmitglieder. Das Amt eines Vorstandsmitglieds endet mit dem Ende seiner Mitgliedschaft im Verein.

Bis zu einer Neuwahl bleibt der Vorstand im Amt. Scheidet ein Mitglied während der Amtszeit aus, kann der Vorstand ein Ersatzmitglied für die restliche Amtsdauer des Ausgeschiedenen wählen.

Der Vorstand arbeitet ehrenamtlich und erhält eine Aufwandsentschädigung. Der Verein kann diese Aufwandsentschädigung in einer Finanzordnung regeln. Sonstige Aufwendungen erhält der Vorstand nach § 670 BGB ersetzt. 

§ 14 
Beschlussfähigkeit des Vorstands

Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn alle Mitglieder eingeladen sind und mehr als die Hälfte der Mitglieder an der Sitzung, darunter der 1. oder 2. Vorsitzende, teilnehmen. Die Einladung erfolgt schriftlich durch den 1. Vorsitzenden oder bei dessen Verhinderung durch den 2. Vorsitzenden spätestens 2 Wochen vor der Sitzung; der Mitteilung einer Tagesordnung bedarf es nicht. Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit der anwesenden Vorstandsmitglieder gefasst. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden oder bei dessen Abwesenheit die des 2. Vorsitzenden. 

Über die Beschlüsse des Vorstands ist eine Niederschrift anzufertigen, die von dem 1. Vorsitzenden bzw. bei dessen Verhinderung von dem 2. Vorsitzenden zu unterzeichnen ist. Die Niederschrift ist allen Mitgliedern des Vorstands zuzuleiten.

Auf Vorschlag des Vorsitzenden kann der Vorstand auch im Wege der schriftlichen, fernschriftlichen, elektronischen oder fernmündlichen Abstimmung Beschlüsse fassen, wenn kein Mitglied dieser Beschlussfassung widerspricht. Ein fernmündlich gefasster Beschluss wird erst wirksam, wenn er in einer Niederschrift durch den 1. Vorsitzenden bzw. bei dessen Verhinderung durch den 2. Vorsitzenden festgehalten ist.

§ 15
Zuständigkeit des Vorstands

Dem Vorstand obliegt die Leitung des Vereins, die Ausführung der Beschlüsse der Mitgliederversammlung, die Verwaltung des Vereinsvermögens und die Vergabe von Trainerlizenzen. Er ist für alle Angelegenheiten des Vereins zuständig, soweit sie nicht durch die Satzung einem Vereinsorgan obliegen. 
§ 16
Geschäftsführung

Zur Ausführung seiner Beschlüsse darf der Vorstand eine(n) Geschäftsführer/in bestellen, sie/ihn unter Vertrag nehmen und abberufen. Auch bei Ernennung eines/einer Geschäftsführer/in bleibt der Vorstand für die Geschäftsführung des Vereins verantwortlich und muss den/die Geschäftsführer/in insbesondere auf Ordnungsmäßigkeit und Wirtschaftlichkeit überwachen. Der Vorstand kann dem/der Geschäftsführer/in allgemein oder im Einzelfall Weisungen erteilen.

Der/die Geschäftsführer/in muss Vereinsmitglied sein. 

§ 17 
Kassenwart(in) 

Der Kassenwart/die Kassenwartin ist zuständig für die Verwaltung und die buchmäßige Erfassung der Einnahmen und Ausgaben. Er/sie ist besonderer Vertreter des Vereins und als solcher/solche berechtigt, Gelder für den Verein wie Beiträge und Spenden zu vereinnahmen. Auszahlungen dürfen nur auf Anweisung des Vorstands erfolgen. 

Der Kassenwart berichtet der Mitgliederversammlung durch einen von ihm zu fertigenden und zu erläuternden Kassenbericht. 

§ 18
Kassenprüfung

Es sind zwei Kassenprüfer oder -prüferinnen zu bestellen, die nicht dem Vorstand angehören dürfen. Sie werden von der Mitgliederversammlung für die Dauer von 2 Jahren bestellt. 
Die Aufgabe der Kassenprüfer ist es, die Buchführung des Kassenwarts zu prüfen und der Mitgliederversammlung über das Prüfungsergebnis zu berichten.

§ 19 
Mitgliederversammlungen

Die Mitgliederversammlung findet mindestens einmal jährlich statt. 

Eine außerordentliche Mitgliederversammlung ist zu berufen, wenn der Vorstand des Vereins dies im Interesse des Vereins für erforderlich hält oder wenn der fünfte Teil der Mitglieder des Vereins dies schriftlich beim Vorstand unter Angabe der Gründe beantragt. 

Die Mitgliedsversammlungen müssen nicht am Sitz des Vereins stattfinden.

Die Versammlungen sind nicht öffentlich. Die Versammlungsleitung kann Gäste zulassen. 

Vor dem Hintergrund der Vereinsziele und um die Möglichkeit zu schaffen, einen signifikanten eigenen Beitrag zur Ressourcenschonung und zu einer nachhaltigen Lebens- und Arbeitsweise zu leisten, kann eine Mitgliederversammlung auch per Video-Konferenz abgehalten werden, sofern kein Mitglied widerspricht.

§ 20 
Einberufung von Mitgliederversammlungen 

Die Mitgliederversammlung ist vom Vorstand durch Veröffentlichung im Vereins-Newsletter, auf der Vereins-Homepage sowie durch E-Mail-Benachrichtigung aller Mitglieder unter Einhaltung einer Frist von 8 Wochen einzuberufen. Die Frist beginnt mit dem Erscheinen der Zeitung bzw. mit dem Versenden der E-Mails. Die Einladung gilt als zugegangen, wenn sie an die letzte, vom Mitglied dem Verein schriftlich bekannt gegebene E-Mail-Anschrift gerichtet ist.

Wegen der teilweise weiten Anreise einzelner Mitglieder soll die unverbindliche Vorankündigung von Ort und Termin der Mitgliederversammlung regelmäßig bereits 6 Monate zuvor durch Veröffentlichung im Vereins-Newsletter und auf der Vereins-Homepage bekannt gegeben werden.

Die Einladung soll die vom Vorstand vorläufig festgelegte Tagesordnung und die Anträge zur Beschlussfassung enthalten. 

§ 21
Tagesordnung einer Mitgliederversammlung

Anträge zur TO und Vorschläge zur Wahl des Vorstandes kann jedes Mitglied einreichen. Diese und der Vorstand haben Rederecht. Aktiv und passiv wahlberechtigt sind nur aktive Mitglieder.

Wahlvorschläge und Anträge auf Änderung der Satzung müssen von mindestens 10 % der aktiven Mitglieder unterstützt werden. Sie müssen mit Begründung mindestens 4 Wochen vor der Versammlung beim Vorstand schriftlich eingehen. 

Über Anträge auf Ergänzung der TO und über die Zulassung weiterer Wahlvorschläge während der Versammlung beschließt die Mitgliederversammlung. Über Satzungsänderungen, Zweckänderungen und Auflösung des Vereins darf nur abgestimmt werden, wenn die Anträge im vollen Wortlaut den Mitgliedern mit der Einladung bekannt gegeben worden sind. 

Die Versammlung kann Arbeitsgruppen/Ausschüsse für spezifische Aufgaben gründen. 
Die Tagesordnung einer jährlichen, generellen, ordentlichen Mitgliederversammlung soll folgende Punkte umfassen: 

Geschäftsbericht des Vorstands bzw. der Geschäftsführung

Vorstellung und Genehmigung des Ausblicks auf die zukünftigen Aktivitäten des Vereins

Kassenbericht des Kassenwarts

Bericht der Rechnungsprüfer 

Bericht über die neuen und abgelehnten Mitglieder

Berichte der eingesetzten Arbeitsgruppen/Ausschüsse.

§ 22 
Leitung der Mitgliederversammlung

Die Versammlung wird von einem Mitglied geleitet, das vom Vorstand vorgeschlagen und von der Mitgliederversammlung gewählt wird. Bei Wahlen kann die Leitung für die Dauer des Wahlvorganges und die vorhergehende Diskussion einem von der Mitgliederversammlung gewählten Wahlausschuss übertragen werden.

§ 23 
Stimmberechtigung und Stimmübertragung

Jedes aktive Mitglied hat in der Mitgliederversammlung eine Stimme. Ein Mitglied kann für eine spezifische Versammlung ein anderes Mitglied schriftlich oder per E-Mail zur Ausübung seines Stimmrechts bevollmächtigen. Die Erklärung, durch die ein Mitglied sein Stimmrecht überträgt, soll Ort und Termin der Versammlung sowie denjenigen benennen, der zur Abgabe der Stimme berechtigt ist. Die Erklärung soll auf die vorliegende Satzungsvorschrift Bezug nehmen. 

Ein Mitglied kann bis zu drei weitere Mitglieder vertreten.

§ 24 
Beschlussfähigkeit der Mitgliederversammlung 

Die Mitgliederversammlung ist beschlussfähig, wenn mindestens 10 % - bei Änderung des Vereinszwecks oder Auflösung des Vereins mindestens 50 % - der aktiven Mitglieder und 50 % der lizenzierten Trainer persönlich oder mit schriftlicher Stimmabgabe an der Beschlussfassung teilnehmen. Für den Fall der Beschlussunfähigkeit muss der Versammlungsleiter innerhalb von 6 Monaten eine neue Mitgliederversammlung mit derselben Tagesordnung einberufen, die unabhängig von der Zahl der anwesenden Mitglieder beschlussfähig ist, wenn mindestens die Hälfte der Anwesenden lizenzierte Trainer sind; darauf ist in der Einladung hinzuweisen. 

§ 25
Abstimmungsverfahren

Die Abstimmung erfolgt durch Handzeichen. Auf Verlangen von einem anwesenden aktiven Mitglied ist eine Abstimmung geheim durchzuführen. 

§ 26 
Mehrheiten

Die Beschlüsse der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der abgegebenen Stimmen gefasst, soweit nicht diese Satzung ein anderes Mehrheitsverhältnis vorsieht. 

Bei Personalentscheidungen ist derjenige gewählt, der mehr als die Hälfte der abgegebenen gültigen Stimmen auf sich vereinigen konnte. Gelingt dies keinem Bewerber, erfolgt eine Zweitwahl. Gewählt ist dann, wer die meisten Stimmen bekommen hat. 

Satzungsänderungen bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der anwesenden oder vertretenen Personen, die 50 % der als Trainer lizenzierten aktiven Mitglieder repräsentieren müssen. 

Eine Zweckänderung sowie die Auflösung des Vereins bedürfen einer Mehrheit von 4/5 (vier Fünfteln) der anwesenden oder vertretenen Mitglieder, die 50 % der als Trainer lizenzierten aktiven Mitglieder repräsentieren müssen. 

Über die Gültigkeit von Stimmen entscheidet der Versammlungsleiter. Stimmenthaltungen gelten als ungültige Stimmen.

§ 27 
Protokoll

Über die Mitgliederversammlung ist ein Protokoll anzufertigen, das vom Protokollanten und dem Versammlungsleiter zu unterzeichnen ist. 

Beschlüsse sind unter Angabe des Abstimmungsergebnisses im Protokoll festzuhalten. Die Versammlungsleitung bestimmt, wer das Protokoll erstellt.
§ 28 
Auflösung des Vereins

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer besonders zu diesem Zweck einberufenen Mitgliederversammlung beschlossen werden. Der Auflösungsbeschluss bedarf einer Mehrheit von 4/5 der anwesenden oder vertretenen Mitglieder, die 50 % der als Trainer lizenzierten aktiven Mitglieder repräsentieren müssen. 

Bei Auflösung des Vereins oder bei Wegfall steuerbegünstigter Zwecke fällt das Vermögen des Vereins an die Deutsche Gesellschaft für Technische Zusammenarbeit GmbH (gemeinnützige GmbH), die es ausschließlich und unmittelbar für gemeinnützige Zwecke zu verwenden hat. 
Soweit die Mitgliederversammlung nichts anderes beschließt, sind der 1. und 2. Vorsitzende gemeinsam vertretungsberechtigte Liquidatoren. Die vorstehenden Vorschriften gelten entsprechend für den Fall, dass der Verein aus einem anderen Grund aufgelöst wird oder seine Rechtsfähigkeit verliert.

§ 29
Ermächtigung des Vorstands in der Gründungsphase

Falls für die Eintragung in das Vereinsregister oder für die Anerkennung der Gemeinnützigkeit durch die zuständigen Behörden Änderungen oder Anpassungen der von der Gründungsversammlung beschlossenen Satzung notwendig werden, so kann der Vorstand diese auch ohne Beschluss der Mitgliederversammlung vornehmen. Der Vorstand wird zur Vornahme dieser Handlungen insoweit bereits jetzt ausdrücklich ermächtigt.
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